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Verordnung 
über die Durchführung von Veranstaltungen

vom 26. November 1970

Die Bürger der Deutschen Demokratischen Republik 
üben ihre verfassungsmäßig garantierten Rechte zur 
Mitgestaltung des politischen, wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Löbens sowie auf Freizeit und Erho­
lung' immer wirkungsvoller gemeinschaftlich aus.

Der sozialistische Staat fördert die diesem Zweck 
dienenden Veranstaltungen und gewährleistet, daß sich 
die Bürger im Rahmen der Grundsätze und Ziele der 
Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik 
ungehindert versammeln können.- Dazu wird folgendes 
verordnet:

§ 1

(1) Veranstaltungen im Sinne dieser Verordnung sind
Versammlungen oder andere organisierte Zusammen­
künfte von Personen. *

(2) Veranstaltungen dienen der Wahrnehmung ge­
sellschaftlicher Aufgaben, der Ausübung der Grund­
rechte und Grundpflichten, insbesondere des Grund­
rechts auf umfassende und allseitige Mitbestimmung 
und Mitgestaltung des gesellschaftlichen Lebens und 
der Durchsetzung der Prinzipien der sozialistischen 
Lebensweise sowie der Verwirklichung gemeinsamer 
Interessen im Rahmen der Grundsätze und Ziele der 
Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik.

(3) Als Veranstaltungen im Sinne dieser Verordnung 
gelten nicht Zusammenkünfte in Wohnräumen oder in 
umschlossenen Grundstücken zur Wahrnehmung der 
sich aus dem sozialistischen Zusammenleben ergeben­
den persönlichen Interessen der Bürger.

(1) Veranstalter im Sinne dieser Verordnung ist, wer 
Veranstaltungen gemäß § 1 Ahs. 1 dieser Verordnung 
vorbereitet, organisiert oder durchführt. Sind der Ver­
anstalter eine juristische Person oder mehrere Perso­
nen, ist zur Durchsetzung der dem Veranstalter ob­
liegenden Aufgaben ein Verantwortlicher einzusetzen.

(2) Der Veranstalter oder der für die Veranstaltung 
Verantwortliche hat zu gewährleisten, daß bei der Vor­
bereitung und Durchführung der Veranstaltung die 
Grundsätze und Ziele der Verfassung der Deutschen 
Demokratischen Republik, die Gesetze und anderen 
Rechtsvorschriften eingehalten und die öffentliche Ord­
nung und Sicherheit nicht beeinträchtigt werden.

(3) Der Veranstalter oder der für die Veranstaltung 
Verantwortliche ist berechtigt und verpflichtet, Per­
sonen von der Teilnahme an der Veranstaltung auszu­
schließen, die den ordnungsgemäßen Verlauf der Ver­
anstaltung stören.

(4) Der Verantwortliche für Räumlichkeiten, in de­
nen die Veranstaltung durchgeführt wird, hat darauf 
einzuwirken, daß von dem Veranstalter oder dem für 
die Veranstaltung Verantwortlichen die diesen nach 
den Absätzen 2 und 3 obliegenden Aufgaben erfüllt 
werden.

§3
(1) Veranstaltungen in Räumlichkeiten sind bei der

örtlich zuständigen Dienststelle der Deutschen Volks­
polizei auf den dafür vorgesehenen Vordrucken anzu­
melden. ...

(2) Die Anmeldung hat mindestens 5 Tage vor ihrer 
Durchführung durch den Veranstalter oder eine von 
ihm beauftragte Person zu erfolgen.

(3) Von der Anmeldepflicht nach Abs. 1 sind ausge­
nommen :

a) Veranstaltungen der politischen Parteien und der 
staatlichen Organe;'


